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Gremium Status Termin Beschlussart 

Ortsgemeinderat öffentlich 17.08.2022 Entscheidung 

 
 
 
 
Beschluss: 
 
Der Ortsgemeinderat beschließt, den aktuellen Entwurf mit Würdigung der Anregun-
gen aus der frühzeitigen Beteiligung - sowie ergänzt um die in der Straßenvor-
entwurfsplanung ermittelten notwendigen Böschungen / Abgrabungen im Bereich der 
öffentlichen Verkehrsflächen - auf die Dauer von mindestens einem Monat gemäß § 
3 Abs. 2 BauGB öffentlich auszulegen. 
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sind gemäß § 4 Abs. 2 
BauGB und die Nachbargemeinden sind gemäß § 2 Abs. 2 BauGB zu beteiligen. 
Ihnen ist Gelegenheit zur Stellungnahme innerhalb einer Frist von mindestens einem 
Monat zu geben. 
 
Die Verwaltung wird mit der Durchführung der vorstehenden Verfahren beauftragt. 
 
 
 
 
 
Beschluss: 
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Abstimmungsergebnis: 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
 

Nein 
 

Enthaltung 
 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
Sachverhalt: 
 
An der Beratung und Beschlussfassung nehmen die nachfolgend genannten Ratsmit-
glieder aufgrund von Ausschließungsgründen gemäß § 22 GemO nicht teil: 
 
 
 

 
Sie verlassen den Sitzungstisch und nehmen in dem für die Zuhörer bestimmten 
Raumteil Platz. 
 
1.  Beschlussfassung über die während der frühzeitigen Beteiligung vorge-

brachten Anregungen 
 
Der Ortsgemeinderat von Baar hat am 13.07.2021 den Beschluss zur Aufstellung 
des Bebauungsplanes „Auf der Heide“ 1. Erweiterung gefasst. 
 
In der öffentlichen Sitzung am 08.02.2022 hat der Ortsgemeinderat den Vorentwurf 
anerkannt. 
Dabei hat er festgelegt, dass die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 
Abs. 1 BauGB durch Auslegung auf die Dauer eines Monats erfolgen soll. 
Die Auslegung erfolgte vom 24.02. bis zum 24.03.2022. 
 
Die frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
erfolgte durch Email vom 16.02.2022. Gelegenheit zur Stellungnahme gem. § 4 Abs. 
1 BauGB wurde bis zum 24.03.2022 gegeben. 
 
Folgende Beteiligte haben mitgeteilt, dass ihrerseits keine Anregungen vorzubringen 
sind: 
 

1. Rhein-Main-Rohrleitungstransportgesellschaft mbH, Köln 
2. Eifelverein, Trimbs 
3. Deutscher Wetterdienst, Offenbach 
4. Generaldirektion Kulturelles Erbe, Landesarchäologie 
5. PLEdoc GmbH, Essen 
6. Deutsche Flugsicherung, Langen 
7. Energienetze Mittelrhein, Koblenz 
8. Handwerkskammer Koblenz 
9. IHK Koblenz 
10. Landwirtschaftskammer Rheinland-Pfalz, Koblenz 
11. Dientleistungszentrum ländlicher Raum Westerwald-Osteifel 
12. Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Rp e.V. 
13. Landesbetrieb Liegenschafts- und Baubetreuung, Koblenz 
14. Bundeswehr 
15. Ortsgemeinde Nachtsheim 
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Zu folgenden Stellungnahmen sind Beratungen / Beschlüsse erforderlich: 
 

1. Wasserversorgungs-Zweckverband Maifeld-Eifel, Mayen 
2. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Gesundheitsamt 
3. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Referate untere Landesplanung, Straßen-

verkehr, Brandschutz und Naturschutz, Wasserwirtschaft 
4. SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft 
5. Deutsche Telekom 
6. Landesamt für Geologie und Bergbau 
7. Fa. Insysco GmbH 
8. Private Stellungnahme 

 
 
1. Wasserversorgungs-Zweckverband Maifeld-Eifel, Mayen 
 
Inhalt der Stellungnahme: 
 

 
 
 
Würdigung: 
 
Es wird zur Kenntnis genommen, dass das Plangebiet mit Trinkwasser und ausrei-
chend Löschwasser versorgt werden kann. 
 
Mit der Firma Insysco wurde bereits Kontakt aufgenommen. Laut der zwischenzeit-
lich erfolgten Ortung durch die Fa. Insysco liegt diese Glasfaserleitung jedoch im an-
grenzenden Wirtschaftsweg. 
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Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
2. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Gesundheitsamt 
 
Inhalt der Stellungnahme: 

 

 
 
Würdigung: 
Der gewünschte Hinweis bezüglich der Nutzung von Brauchwasser wird in die Hin-
weise zu den Textfestsetzungen aufgenommen. 
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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3. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Referate untere Landesplanung, Straßen-

verkehr, Brandschutz und Naturschutz, Wasserwirtschaft 
Inhalt der Stellungnahme: 
 
a) Untere Landesplanung 
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Seite 9 

 
 
 
Würdigung: 
Regionaler Raumordnungsplan 
Gemäß geltendem RROP befindet sich das Plangebiet in der Tat innerhalb eines 
Vorbehaltsgebietes Erholung und Tourismus. Aufgrund der geringen Größe, der La-
ge sowie der Ausweisung als allgemeines Wohngebiet sind die genannten Ziele des 
RROP nicht gefährdet.  
Die vorhandenen Fußwegebeziehungen bleiben vollständig erhalten. Eine Bedeu-
tung für den regionalen oder überregionalen Ausflugsverkehr wird nicht gesehen. 
Ebenso verfügt das Plangebiet über keinen hohen Erlebniswert und auch kein hohes 
Entwicklungspotential. 
Auch ist durch die Ausweisung eines WA nicht von störenden Faktoren wie Lärm 
auszugehen, so dass das Ziel der Sicherung der ruhigen Erholung in Natur und 
Landschaft nicht gefährdet wird. 
Das Plangebiet liegt darüber hinaus nicht in einem verdichteten oder hochverdichte-
ten Raum und kann für den Tourismus auch nicht als verkehrsgünstig angesehen 
werden. 
 
Sturzfluten 
Bedingt durch die Lage des geplanten Neubaugebietes ist nicht von einer Gefähr-
dung durch Starkregen/Sturzfluten auszugehen. Dies entspricht wie ausgeführt der 
Einstufung niedrig. 
 
 



Seite 10 

 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
 

Nein 
 

Enthaltung 
 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
b) Referat Straßenverkehr 

 
 
Würdigung: 
Maßnahmen an den außerörtlichen Verkehrsbeschilderungen sind nicht geplant. 
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 
 
c) Referat Brandschutz 

 
 
Würdigung: 
Die geforderte Löschwassermenge von 800l/min (13,4 l/s) über 2 Stunden kann ge-
mäß Aussage des WVZ bereitgestellt werden. 
 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
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d) Referat Naturschutz 

 
 
Würdigung: 
Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen.  
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 
e) Referat Wasserwirtschaft 
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Würdigung: 
Bezüglich der Verbringung der anfallenden Schmutz- und Oberflächenwässer wur-
den das Abwasserwerk der Verbandsgemeinde Vordereifel sowie die Struktur- und 
Genehmigungsbehörde Nord beteiligt und das vorgesehene Konzept der getrennten 
Ableitung abgestimmt. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 
4. SGD Nord, Regionalstelle Wasserwirtschaft 
 
1. Oberflächenwasserbewirtschaftung 
Die Beseitigung des Niederschlagswassers hat unter Berücksichtigung der §§ 5 und 
55 WHG und des § 13 Abs. 2 LWG zu erfolgen. 
Gemäß Begründung erfolgt die Entwässerung des Plangebietes im Trennsystem. 
Das anfallende Schmutz- und Oberflächenwasser soll an die vorhandenen öffentli-
chen Anschlusskanäle im Kreuzungsbereich der angrenzenden Gemeindestraße 
„Auf der Heide“ angeschlossen werden. 
Der Anschluss an die öffentliche Kanalisation bedarf der Zustimmung des Abwasser-
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beseitigungspflichtigen. 
Aus wasserwirtschaftlicher Sicht bestehen daher gegenüber dem o.g. Vorhaben kei-
ne Bedenken. Weitere Belange unserer Regionalstelle werden nicht berührt . 
 
Würdigung: 
Bezüglich der Verbringung des anfallenden Schmutz- und Oberflächenwassers wur-
de das Abwasserwerk der Verbandsgemeinde Vordereifel beteiligt und das vorgese-
hene Konzept der getrennten Ableitung bereits abgestimmt. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 
5. Deutsche Telekom 
 
Gegen die o. a. Planung haben wir keine Einwände. Wir weisen jedoch auf folgendes 
hin: 
Im Planbereich befinden sich noch keine Telekommunikationslinien der Telekom 
Deutschland GmbH zur Versorgung des o. g. Neubaugebietes mit Telekommunikati-
onsinfrastruktur durch die Telekom Deutschland GmbH. Daher ist die Verlegung 
neuer Telekommunikationslinien (TK-Linien) erforderlich. 
Daher beantragen wir folgendes sicherzustellen, 
- dass für den Ausbau des Telekommunikationsliniennetzes im Erschließungsgebiet 
eine ungehinderte, unentgeltliche und kostenfreie Nutzung der künftigen Straßen und 
Wege möglich ist, 
- dass auf Privatwegen (Eigentümerwegen) ein Leitungsrecht zugunsten der Telekom 
Deutschland GmbH als zu belastende Fläche festzusetzen entsprechend § 9 (1) Zif-
fer 21 BauGB eingeräumt wird, 
- dass eine rechtzeitige Abstimmung der Lage und der Dimensionierung der Lei-
tungszonen nach DIN 1998 vorgenommen wird und eine Koordinierung der Tiefbau-
maßnahmen für Straßenbau und Leitungsbau durch den Erschließungsträger erfolgt. 
Wir bitten folgenden fachlichen Hinweis in die Begründung des Bebauungsplanes 
aufzunehmen.  
In allen Straßen bzw. Gehwegen sind geeignete und ausreichende Trassen mit einer 
Leitungszone in einer Breite von ca. 0,30 m für die Unterbringung der Telekommuni-
kationslinien vorzusehen. Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das „Merkblatt 
Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle" der Forschungsgesellschaft für Stra-
ßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013 zu beachten. Wir bitten sicherzustellen, 
dass durch die Baumpflanzungen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung der 
Telekommunikationslinien nicht behindert werden. 
Für den rechtzeitigen Ausbau des Telekommunikationsnetzes sowie die Koordinie-
rung mit dem Straßenbau und den Baumaßnahmen der anderen Leitungsträger ist 
es notwendig, dass für die Arbeiten der Telekom Deutschland GmbH ein mit uns ab-
gestimmtes eigenes Zeitfenster eingeplant wird. 
Bitte informieren Sie uns 3 Monate vor Beginn der Erschließungsarbeiten, damit alle 
Koordinationsvorteile für den Aufbau der Telekommunikationsversorgung genutzt 
werden können. 
 
Würdigung: 
Die Versorgung des gesamten Plangebiets/aller Grundstücke kann über die anzule-
gende Erschließungsstraße grundsätzlich gewährleistet werden. Diese wird als öf-
fentliche Straße ausgewiesen und gewidmet.  
Die Ausweisung von Leitungstrassen für einzelne Anbieter oder Versorger ist daher 
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weder notwendig noch zielführend, da zum jetzigen Zeitpunkt weder Nutzer, noch 
deren genaue Anzahl feststehen. 
Dem Wunsch einer Ausweisung von „geeigneten Leitungstrassen/-zonen“ wird daher 
widersprochen.  
 
Die Unterlagen enthalten bereits einen entsprechenden Hinweis bezüglich der 
(rechtzeitigen) Information der Ver- und Entsorger vor Baubeginn. 
 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
 

Nein 
 

Enthaltung 
 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
6. Landesamt für Geologie und Bergbau 
 
Bergbau / Altbergbau: 
Die Prüfung der hier vorliegenden Unterlagen ergab, dass der Geltungsbereich der 1 
Erweiterung des Bebauungsplanes "Auf der Heide" von dem auf Eisen verliehenen 
Bergwerksfeld "Thekla" überdeckt wird. Das Bergrecht für das Bergwerksfeld wird 
von der Firma BEB Erdgas und Erdöl GmbH & Co. KG, Riethorst 12 in 30659 Han-
nover aufrechterhalten. 
Über tatsächlich erfolgten Abbau in diesem Bergwerksfeld liegen unserer Behörde 
keine Dokumentationen oder Hinweise vor. In dem in Rede stehenden Gebiet erfolgt 
kein aktueller Bergbau unter Bergaufsicht. 
Da wir keine Kenntnisse über eventuelle Planungen der o g Bergwerkseigentümerin 
in Bezug auf das aufrechterhaltene Bergwerkseigentum haben, empfehlen wir Ihnen, 
sich mit der Firma BEB Erdgas und Erdöl GmbH & Co KG in Verbindung zu setzen. 
 
Boden und Baugrund 
-allgemein: 
Der Hinweis auf die einschlägigen Bodenschutz- und Baugrund-Normen sowie die 
Empfehlung von objektbezogenen Baugrunduntersuchungen in den Textlichen Fest-
setzungen unter den Hinweisen werden fachlich bestätigt. 
Bei Bauvorhaben in Hanglagen empfehlen wir, das Thema Hangstabilität in die Bau-
grunduntersuchungen einzubeziehen. 
- mineralische Rohstoffe: 
Gegen das geplante Vorhaben bestehen aus rohstoffgeologischer Sicht keine Ein-
wände. 
 
Würdigung: 
Mit der genannten Firma wurde Kontakt aufgenommen. Mit Email vom 30.03.22 hat 
diese mitgeteilt, dass Anlagen oder Leitungen von dem angefragten Vorhaben nicht 
betroffen sind.  
Im Übrigen wird die Stellungnahme zur Kenntnis genommen. 
Ein Beschluss ist nicht erforderlich. 
 
 
7. Fa. Insysco GmbH 
 
In Sachen Baar sind Sie bereits von uns über den Umstand der alten Wasserleitung, 
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Nutzung als Glasfasertrasse, in Kenntnis gesetzt worden. Hier gilt es eine einver-
nehmliche Lösung zu finden. 
Wir bitten Sie uns in Sachen Baar eine schriftliche Eingangsbestätigung über die 
Kenntnis der Glasfasertrasse / alte Wasserleitung zu fertigen und uns diese binnen 
zwei Wochen zu senden. 
 
Weitere Informationen der Verwaltung: 
Die Lage des Glasfaserkabels wurde von Herrn Langen am 08.04.22 geortet und 
markiert. Eine Übertragung in einen Lageplan ergibt, dass die Leitung das Plangebiet 
lediglich im Bereich der Straßeneinmündung kreuzt (siehe nachfolgend blau gestri-
chelte Linie): 

 
 

Würdigung: 
Die Lage der Glasfaserleitung wird in der Planurkunde als Hinweis dargestellt. In der 
Begründung wird aufgenommen, dass diese bei den Erschließungsarbeiten zu be-
rücksichtigen ist. 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
 

Nein 
 

Enthaltung 
 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
  
8. Privater Einwender 
 
Die private Stellungnahme ist aufgrund Ihres Umfanges der Beschlussvorlage als 
Anlage beigefügt. 
 
 
Würdigung: 
Die gewählten Baufenster sind mit Tiefen von 15 m bzw. 17 m sehr großzügig be-
messen und ermöglichen im Bereich des Eckgrundstücks bereits die Errichtung ei-
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nes Gebäudes mit ca. 13m x 13m Grundfläche. Durch ein Abweichen vom darge-
stellten Parzellierungsvorschlag oder ein Abschrägen der Außenwände sind sogar 
noch größere Baukörper möglich. 
Durch die Begrenzung der Baufenstertiefe/-größe soll verhindert werden, dass die 
eigene Bebauung die Nachbargrundstücke nicht negativ beeinträchtigt (Stichwort 
Verschattung). 
 
Die gewählte Größe des Baufensters trägt somit dem Wunsch nach einer individuel-
len Bebauung ausreichend Rechnung. Der Ortsgemeinderat sieht hier aber Spiel-
raum für eine Änderung der Bautiefe in der westlichen und südlichen Bauzeile auf 
16,0 m. Die hinteren Baugrenzen sollen in diesem Bereich daher um einen Meter 
verschoben werden. 
 
Die angesprochene Größe der Zufahrt des nordwestlichsten Bauplatzes kann im 
Rahmen der Parzellierung noch optimiert werden. 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
 

Nein 
 

Enthaltung 
 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
 
 
2. Integration der Straßenvorentwurfsplanung 
 
Der Straßenvorentwurfsplan wurde im Vorfeld vorgestellt. Der Rat beschließt die In-
tegration in den Bebauungsplanentwurf. 
 

 
Ein- 
stimmig 

 
Mit  
Stimmenmehrheit 

Ja 
 

Nein 
 

Enthaltung 
 

 
Laut Beschlussvor-
schlag 

 
Abweichender 
Beschluss 

 
  
 
 
 
 
Anlagen: 
 
Anregung von Privat 
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